
  

Interpellation Nr. 9 (März 2013) 
betreffend Überbauung Magnolienpark und Folgen für den Mittelstand 

13.5078.01 
 

Im Magnolienpark, im Gellert, soll ab April 2015 eine "neue, moderne Wohnüberbauung in parkähnlicher 
Umgebung" entstehen. Bis voraussichtlich April 2018 sollen in insgesamt 247 2 ½ bis 4 ½ –Zimmer-Wohnungen 
neue Mieter Platz finden. Hierfür werden fünf neue Gebäude gebaut (auf dem Arealteil der Helvetia resp. 
Rhodonia AG). Die bestehenden Wohnhäuser werden abgerissen.  

Das Ziel des Kantons Basel-Stadt, innert zehn Jahren 4‘400 zusätzliche Wohnungen zu schaffen, welches mit 
diesem Vorhaben gestützt wird, ist grundsätzlich zu begrüssen.  

Die Informationspolitik der Bauherr- mit der Mieterschaft ist im vorliegenden Fall jedoch unbefriedigend und 
teilweise nicht nachvollziehbar. Im September 2010 wurde erstmals eine umfassende Sanierung angekündigt. Im 
Februar 2011 wurden die Sanierungsarbeiten bestätigt, Arbeitsbeginn sei nach 2013. Im April 2012 wurden diese 
Sanierungsarbeiten auf Ende 2014 verschoben. Schliesslich wurde den Mietern, gleichzeitig mit der erfolgten 
Planauflage, am 15.11.2012 mitgeteilt, dass die Gebäude abgerissen werden und den Mietern gekündigt wird. 
Der Abriss wurde mit Mängeln der Statik begründet.  

Der Interpellant bittet daher den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:  

1. Weshalb wurde nicht schon bei der Vorstellung des ersten Projekts im 2010 der erwähnte Mangel an der 
Statik erwähnt resp. wieso konnte dieser nicht schon damals festgestellt werden?  

2. Erachtet der Regierungsrat Abrisspläne mit einer damit verbundenen Abholzung von Bäumen für mit dem 
Baumschutzgesetz kompatibel?  

3. Wie hoch werden (im Vergleich zu heute), nach Fertigstellung des Neubaus, die Mietzinskosten für die 
Wohnungen sein?  

4. Erachtet es der Regierungsrat für erstrebenswert, dass bestehende Mietwohnungen zu Gunsten neuer 
Überbauungen abgerissen werden und als logische Folge die Mietzinspreise – welche im Kanton Basel-
Stadt ohnehin schon häufig unerschwinglich sind – erhöht werden?  

5. Ist es aus Sicht des Regierungsrats erstrebenswert, dass langjährige Mieter (und gute Steuerzahler) aus 
dem Mittelstand sich die neuen Wohnungen der Überbauung nicht leisten werden können?  

6. Empfindet der Regierungsrat die momentane Mietzins-Entwicklung auf dem Immobilienmarkt im Kanton 
Basel-Stadt, insbesondere für Familien und Einzelpersonen aus dem Mittelstand, für ideal?  

7. Wie will der Regierungsrat – auch bei künftigen Bauprojekten – sicherstellen, dass der Mittelstand noch 
bezahlbaren Wohnraum im Kanton Basel-Stadt angeboten bekommt?  

Joël Thüring 

 

 

 

 


